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Der Kläger nimmt die Beklagte auf Zahlung von Mindestbeiträgen zum 

Sozialkassenverfahren im Baugewerbe für die Monate Januar und Februar 2000 in 

nicht mehr streitiger Höhe von 13.960,54 Euro in Anspruch. 

Der Kläger ist die Urlaubs- und Lohnausgleichskasse der Bauwirtschaft, eine 

gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien des Baugewerbes in der 

Rechtsform eines Vereins mit eigener Rechtspersönlichkeit kraft staatlicher 

Verleihung. Er hat nach den für allgemeinverbindlich erklärten Vorschriften des 

Bundesrahmentarifvertrags des Baugewerbes (BRTV) und des Tarifvertrags über 

das Sozialkassenverfahren im Baugewerbe (VTV) vom 20. Dezember 1999 in der 

jeweils geltenden Fassung insbesondere die Aufgabe, die Auszahlung der tariflichen 

Urlaubsvergütung an Arbeitnehmer der Bauwirtschaft zu sichern. Zur Finanzierung 

seiner Leistungen erhebt er von Arbeitgebern Beiträge. 

Die Beklagte betreibt in der Form einer Aktiengesellschaft mit beschränkter Haftung 

nach litauischem Recht ein Bauunternehmen mit Sitz in P/Litauen. In den Monaten 

Januar und Februar 2000 errichtete sie mit zumindest 42 Arbeitnehmern im Auftrag 

des Wirtschaftsministeriums der Republik Litauen den litauischen Pavillon auf der 

EXPO 2000 in Hannover. Dabei setzte sie ausschließlich aus Litauen entsandte 

Arbeitnehmer ein. Im Betrieb wurden im Kalenderjahr 2000 überwiegend Trocken- 

und Montagebauarbeiten durchgeführt. Der Kläger forderte die Beklagte mehrmals 

vergeblich, zuletzt mit Schreiben vom 8. Dezember 2004, zur Zahlung der Beiträge 

auf. 

Am 16. Dezember 2004 hat er die vorliegende Klage beim Arbeitsgericht Wiesbaden 

eingereicht. Die Klage ist der Beklagten am 15. November 2005 an ihrem Sitz in 

P/Litauen zugestellt worden. Die Dauer des Zustellungsverfahrens beruht darauf, 

dass vom Gericht zunächst ein unzutreffender Zustellungsweg beschritten wurde. 

Der Kläger vertritt die Ansicht, die Beklagte unterliege der deutschen Gerichtsbarkeit. 

Sie sei nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) zur Beitragszahlung für 

den Klagezeitraum verpflichtet. Das AEntG sei auch auf Bautätigkeiten im 

Zusammenhang mit der EXPO 2000 anzuwenden. Der materiellen 



Beitragsverpflichtung der Beklagten stünden europarechtliche Normen schon 

deshalb nicht entgegen, weil die Republik Litauen zum Zeitpunkt der Entsendung der 

Arbeitnehmer nicht Mitglied der EU gewesen sei. Die tarifliche Ausschlussfrist sei 

ebenso gewahrt wie die dreijährige Verjährungsfrist. Der Kläger hat zuletzt beantragt, 

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 3.960,54 Euro zu zahlen. 

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie meint, sie sei der deutschen 

Gerichtsbarkeit entzogen. Die Besonderheit des Auftrags habe zur Folge, dass die 

Inanspruchnahme der Beklagten vor einem deutschen Gericht gegen völkerrechtliche 

Grundsätze verstoße. Die Teilnahme an der EXPO 2000 einschließlich der 

Errichtung des Pavillons sei Teil einer diplomatischen Mission im Sinne des Wiener 

Übereinkommens über diplomatische Beziehungen vom 18. April 1961 gewesen. Die 

internationale Zuständigkeit der deutschen Gerichte sei nicht gegeben. Die 

Heranziehung zu Beitragszahlungen verstoße gegen den Grundsatz des freien 

Dienstleistungsverkehrs und das Diskriminierungsverbot. Aufgrund der Besonderheit 

des Auftrags, nämlich der Errichtung des litauischen EXPO-Pavillons im Auftrag der 

Regierung Litauens, sei sie nicht zur Zahlung der deutschen Tariflöhne verpflichtet. 

Außerdem habe sie die nach litauischem Recht entstandenen Urlaubsansprüche der 

Mitarbeiter für den fraglichen Zeitraum beglichen. Die Ansprüche seien verjährt. 

Wie ist zu entscheiden? 

Hinweise:  

1. Art. 4 Abs. 1 Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 29. April 2004). 

(1) Diese Verordnung gilt für alle Rechtsvorschriften über Zweige der sozialen Sicherheit, die folgende 

Leistungsarten betreffen: a) Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft, b) Leistungen bei Invalidität 

einschließlich der Leistungen, die zur Erhaltung oder Besserung der Erwerbsfähigkeit bestimmt sind, 

c) Leistungen bei Alter, d) Leistungen an Hinterbliebene,  e) Leistungen bei Arbeitsunfällen und 

Berufskrankheiten, f) Sterbegeld, g) Leistungen bei Arbeitslosigkeit, h)   Familienleistungen.“ 

2. Arbeitnehmer-Entsendegesetz, BGBl. 2009 I 799 (setzt die Arbeitnehmer-

Entsende-RL um). 

§ 1 Zielsetzung 

Ziele des Gesetzes sind die Schaffung und Durchsetzung angemessener Mindestarbeitsbedingungen 

für grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig im Inland beschäftigte Arbeitnehmer und 

Arbeitnehmerinnen sowie die Gewährleistung fairer und funktionierender Wettbewerbsbedingungen. 



Dadurch sollen zugleich sozialversicherungspflichtige Beschäftigung erhalten und die Ordnungs- und 

Befriedungsfunktion der Tarifautonomie gewahrt werden.  

§ 5 Arbeitsbedingungen 

Gegenstand eines Tarifvertrages nach § 3 können sein 

1. Mindestentgeltsätze, die nach Art der Tätigkeit, Qualifikation der Arbeitnehmer und 

Arbeitnehmerinnen und Regionen differieren können, einschließlich der Überstundensätze, 

2. die Dauer des Erholungsurlaubs, das Urlaubsentgelt oder ein zusätzliches Urlaubsgeld, 

3. die Einziehung von Beiträgen und die Gewährung von Leistungen im Zusammenhang mit 

Urlaubsansprüchen nach Nummer 2 durch eine gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien, 

wenn sichergestellt ist, dass der ausländische Arbeitgeber nicht gleichzeitig zu Beiträgen zu der 

gemeinsamen Einrichtung der Tarifvertragsparteien und zu einer vergleichbaren Einrichtung im Staat 

seines Sitzes herangezogen wird und das Verfahren der gemeinsamen Einrichtung der 

Tarifvertragsparteien eine Anrechnung derjenigen Leistungen vorsieht, die der ausländische 

Arbeitgeber zur Erfüllung des gesetzlichen, tarifvertraglichen oder einzelvertraglichen 

Urlaubsanspruchs seines Arbeitnehmers oder seiner Arbeitnehmerin bereits erbracht hat, 

§ 14 Haftung des Auftraggebers 

Ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer mit der Erbringung von Werk- oder 

Dienstleistungen beauftragt, haftet für die Verpflichtungen dieses Unternehmers, eines 

Nachunternehmers oder eines von dem Unternehmer oder einem Nachunternehmer beauftragten 

Verleihers zur Zahlung des Mindestentgelts an Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen oder zur 

Zahlung von Beiträgen an eine gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien nach § 8 wie ein 

Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat. Das Mindestentgelt im Sinne des Satzes 1 

umfasst nur den Betrag, der nach Abzug der Steuern und der Beiträge zur Sozialversicherung und zur 

Arbeitsförderung oder entsprechender Aufwendungen zur sozialen Sicherung an Arbeitnehmer oder 

Arbeitnehmerinnen auszuzahlen ist (Nettoentgelt). 

§ 15 Gerichtsstand 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die in den Geltungsbereich dieses Gesetzes entsandt sind oder 

waren, können eine auf den Zeitraum der Entsendung bezogene Klage auf Erfüllung der 

Verpflichtungen nach den §§ 2, 8 oder 14 auch vor einem deutschen Gericht für Arbeitssachen 

erheben. Diese Klagemöglichkeit besteht auch für eine gemeinsame Einrichtung der 

Tarifvertragsparteien nach § 5 Nr. 3 in Bezug auf die ihr zustehenden Beiträge. 

 

Bitte bearbeiten Sie den Fall nach dem derzeit geltenden IPR. 

  


